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(2) Die Betriebsgewerkschaftsorganisation und ihre Organe 
verwirklichen die verfassungsmäßigen Rechte der Gewerk­
schaften im Betrieb, indem sie insbesondere

a) unter aktiver Teilnahme aller Werktätigen an der Aus­
arbeitung anspruchsvoller und realer Pläne mitwirken,

b) den Inhalt der Betriebskollektivverträge mit festlegen, 
eine kontinuierliche Arbeit zu deren Verwirklichung lei­
sten und die Erfüllung der Verpflichtungen kontrollie­
ren,

c) die Bewegung „Sozialistisch arbeiten, lernen und leben“ 
fördern,

d) den sozialistischen Wettbewerb zur Erfüllung und ge­
zielten Überbietung der Planaufgaben organisieren und 
führen und dabei vor allem die sozialistische Gemein­
schaftsarbeit, die Neuererbewegung und die Bewegung 
„Messe der Meister von morgen“ fördern,

e) bei der Intensivierung der Produktion mitwirken und 
Einfluß darauf nehmen, daß die Maßnahmen zur Steige­
rung der Arbeitsproduktivität mit der Verbesserung der 
Arbeite- und Lebensbedingungen der Werktätigen ver­
bunden werden,

f) bei der Gestaltung der Lohnbedirfgungen, der Verwen­
dung des Lohnfonds, Prämienfonds, Kultur- und Sozial­
fonds und des Leistungsfonds sowie bei der Auszeich­
nung von Werktätigen mitbestimmen,

g) bei der Erhöhung der politischen und fachlichen Quali­
fikation der Werktätigen, der kommunistischen Erzie­
hung der Jugend sowie der Berufsausbildung der Lehr­
linge mitwirken, die geistig-kulturelle Arbeit entfalten 
und die sportliche Tätigkeit entwickeln,

h) die Arbeitszeit- und Urlaubsplanung mitbestimmen, die 
Arbeiterversorgung und den Bau von sozialen und kul­
turellen Einrichtungen kontrollieren, den Bau und die 
Modernisierung von Wohnungen unterstützen sowie bei 
der Vergabe von Wohnungen mitwirken,

i) auf die Verbesserung des Gesundheits- und Arbeitsschut­
zes Einfluß nehmen, die Einhaltung der Arbeitsschutz­
vorschriften kontrollieren und die Aufgaben der Sozial­
versicherung im Betrieb erfüllen,

j) die Einhaltung der sozialistischen Arbeitsdisziplin för­
dern und die Massenkontrolle über die Wahrung der 
Gesetzlichkeit sowie über die Gewährleistung von Ord­
nung, Disziplin und Sicherheit organisieren,

k) bei der Vorbereitung, beim Abschluß, bei der Änderung 
sowie bei der Auflösung von Arbeitsverträgen, bei Be­
urteilungen und bei anderen Personalangelegenheiten 
mitwirken bzw. mitbestimmen.

(3) Der Betrieb hat die notwendigen sachlichen Vorausset­
zungen fur die Tätigkeit der Betriebsgewerkschaftsorganisa­
tion zu schaffen.

§23
Die Gewerkschaftsmitgliederversammlungen bzw. Ver­

trauensleutevollversammlungen haben das Recht, zu grund­
legenden Fragen der Entwicklung des Betriebes und der Ar­
beite- und Lebensbedingungen der Werktätigen Stellung zu 
nehmen und vom Betriebsleiter Informationen und Rechen­
schaft zu verlangen.

§24
(1) Die betrieblichen Gewerkschaftsleitungen haben das 

Recht,

a) Betriebskollektivverträge und andere Vereinbarungen 
mit dem Betriebsleiter abzuschließen,

b) zu Fragen der Leitung und Planung des Betriebes Vor­
schläge zu unterbreiten und Stellungnahmen abzugeben.

c) die in diesem Gesetz oder anderen Rechtsvorschriften 
geforderte Zustimmung zu Entscheidungen des Betriebs­
leiters zu erteilen oder abzulehnen,

d) vom Betriebsleiter bzw. von leitenden Mitarbeitern In­
formationen und Rechenschaft zu verlangen,

e) die Kontrolle über die Wahrung der Rechte der Werk­
tätigen auszuüben.

(2) Die Vorsitzenden der zuständigen betrieblichen Gewerk­
schaftsleitungen haben das Recht, an Arbeitsberatungen der 
Leiter teilzunehmen und in betriebliche Unterlagen, ein­
schließlich der Personalakten, Einsicht zu nehmen.

(3) Bedarf eine Entscheidung des Betriebsleiters entspre­
chend diesem Gesetz oder anderen Rechtsvorschriften der Zu­
stimmung der betrieblichen Gewerkschaftsleitung, ist die Zu­
stimmung Voraussetzung für die Rechtswirksamkeit der Ent­
scheidung. Für die Rechtsunwirksamkeit einer fristgemäßen 
Kündigung oder fristlosen Entlassung wegen fehlender ge­
werkschaftlicher Zustimmung gilt § 60.

(4) Die betrieblichen Gewerkschaftsleitungen haben das 
Recht, bei mangelhafter Erfüllung der Aufgaben, bei Verlet­
zung der sozialistischen Gesetzlichkeit und bei Mißachtung 
der Rechte und Vorschläge der Werktätigen und ihrer Ge­
werkschaften durch den Betriebsleiter oder leitende Mit­
arbeiter von dem übergeordneten Leiter zu fordern, daß die 
Betreffenden zur Verantwortung gezogen werden.

(5) Zuständige betriebliche Gewerkschaftsleitung im Sinne 
dieses Gesetzes ist die Betriebsgewerkschaftsleitung, in Be­
trieben mit Abteilungsgewerkschaftsorganisationen die Abtei­
lungsgewerkschaftsleitung, in Betrieben ohne Betriebsgewerk­
schaftsleitung die Ortsgewerkschaftsleitung.

§25
Die Vertrauensleute und die anderen Gewerkschaftsgrup­

penfunktionäre haben das Recht, in ihrem Tätigkeitsbereich 
zu Fragen der Leitung und Planung Vorschläge zu unterbrei­
ten und Stellung zu nehmen sowie die Einhaltung der arbeits­
rechtlichen Bestimmungen zu kontrollieren.

§26
(1) Den Vertrauensleuten und den anderen Gewerkschafts­

gruppenfunktionären, den Mitgliedern der Abteilungsgewerk­
schaftsleitungen • darf nur mit vorheriger Zustimmung der 
Betriebsgewerkschaftsleitung, den Mitgliedern der Betriebs­
gewerkschaftsleitung nur mit vorheriger Zustimmung des 
übergeordneten Gewerkschaftsvorstandes, den Mitgliedern 
von Gewerkschaftsvorständen nur mit vorheriger Zustim­
mung des Vorstandes, dem sie angehören, fristgemäß gekün­
digt werden. Das gilt auch bei fristloser Entlassung. Eine Zu­
stimmung ist in gleicher Weise erforderlich, wenn diesen 
Gewerkschaftsfunktionären länger als eine Woche eine Ar­
beit außerhalb des Bereiches übertragen werden soll, für den 
sie gewählt sind.

(2) Die Mitglieder der Konfliktkommissionen haben den 
gleichen Kündigungsschutz wie die Mitglieder der zuständigen 
betrieblichen Gewerkschaftsleitungen.

§27
Der Betriebsleiter und die leitenden Mitarbeiter sind ver­

pflichtet, die Tätigkeit der gewerkschaftlichen Kommissionen, 
insbesondere der Ständigen Produktionsberatungen und der 
Neuereraktive, zu unterstützen. Sie haben auf Verlangen der 
zuständigen betrieblichen Gewerkschaftsleitung an den Bera­
tungen der gewerkschaftlichen Kommissionen teilzunehmen 
und diesen die für ihre Tätigkeit notwendigen Unterlagen 
zur Verfügung zu stellen.


